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Vorgehen der Staatsanwaltschaft Offenburg ist überzogen

Spenden an Vereine und Gemeinden sind nicht zu beanstanden

Stuttgart.   Als völlig überzogen bewertet der Gemeindetag das Vorgehen der Staatsanwaltschaft Offenburg. Die Bürgermeister hätten sich korrekt verhalten, als sie dem E-Werk Mittelbaden örtliche Vereine und Einrichtungen als Empfänger angebotener Spenden nannten. Die Spenden seien überhaupt nicht geeignet gewesen, auf den Abschluss von Konzessionsverträgen durch die Gemeinden Einfluss zu nehmen, sagte der Sprecher des Gemeindetags.

Alle Gemeinden, gegen deren Bürgermeister ermittelt wurde, seien Aktionäre des E-Werks Mittelbaden, nicht nur Vertragspartner. Das E-Werk habe daher seit Jahren Spenden für gemeinnützige Zwecke in vergleichbarer Höhe im Gebiet der Gemeinden, die Anteilseigner sind vergeben. Die Konzessionsvertragsverhandlungen wurden mit dem Landratsamt abgestimmt. Die Bürgermeister durften sich darauf verlassen, dass die Konzessionsverträge ordnungsgemäß sind, da das Landratsamt als Rechtsaufsichtsbehörde an deren Zustandekommen mitgewirkt hatte.

Die Bürgermeister hätten sich so verhalten, wie es die Gemeindeordnung seit 14. Februar 2006 verlange. Mit einer Änderung der Gemeindeordnung habe der Landesgesetzgeber ausdrücklich klargestellt, dass Gemeinden Spenden annehmen und an örtliche Vereine vermitteln dürfen. Die Gemeindeordnung verlange ein transparentes Verfahren für die Annahme solcher Spenden. Dem sei von den Ortenau-Gemeinden vor Jahren bereits im Vorgriff auf die gesetzliche Regelung sinngemäß entsprochen worden.

Spenden an soziale und gemeinnützige Einrichtungen werden vom Bundesgesetzgeber steuerlich bevorzugt behandelt. Dass nicht strafbar sein kann, was vom Staat steuerlich gefördert wird, bestätigt auch Dr. Gerhard Dannecker, Professor für Strafrecht an der Universität Bayreuth, in einem lange vor dieser Affäre erstellten Gutachten für den Gemeindetag: „Es müssen die verfassungsrechtlichen Vorgaben und die steuerrechtlichen Sondernormen als verbindliche Bewertung der Risiken durch den Gesetzgeber auch im Strafrecht beachtet und bei der Auslegung der einzelnen Tatbestandsmerkmale berücksichtigt werden.“
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